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Hansestadt Stendal   Mitteilungsvorlage Datum: 14.10.2021 

Amt: 10.2 - Personalbüro Drucksachennummer: Öffentlichkeitsstatus: 
öffentlich 

Az.: 10 2 4 6 VII/0581  

TOP: Arbeitszeitanpassung 

Auswirkungen auf die Ortschaften der Hansestadt Stendal: 

Belange der Ortschaften werden berührt.  ja x nein 

Die betroffenen Ortschaftsräte werden angehört.  ja x nein 

 
 

Beratungsfolge: Beratungsergebnis: 

Haupt- und Personalausschuss am: 27.10.2021  

 
 

Finanzielle Auswirkungen: 

Finanzierung x ja Gesamtbetrag: im Deckungsring 
1 enthalten 

Euro  nein 

Wenn ja Produktkonto Betrag 

Produktkonto (Ermächtigung)   Euro 

x Ergebnisplan im Deckungsring 1 enthalten  

 Mehr-,  Minderaufwendungen   Euro 

 Mehr-,  Mindererträge   Euro 

x Finanzplan im Deckungsring 1 enthalten  

 Mehr-,  Minderausgaben   Euro 

 Mehr-,  Mindereinnahmen   Euro 

 

Folgekosten:  nein 

 x ja Gesamtbetrag im Deckungsring 1 
enthalten 

Euro 

  jährlich Betrag  Euro ab Jahr  

  einmalig Betrag  Euro im Jahr  

Sichtvermerk der 
Kämmerin: 

 

 
 
Mitteilungsvorlage:  
 
Die Beschäftigungsverhältnisse der Hansestadt Stendal beruhen auf dem Tarifvertrag für 
den Öffentlichen Dienst (TVöD). Hierin ist bislang laut § 6 Abs. 1 Satz 1b für das Tarifgebiet 
Ost eine durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 40 Stunden (Vollzeit) ausgewiesen. 
 
Im Rahmen der Tarifeinigung zum TVöD wurde ein Absenken der durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit vereinbart. Danach umfasst Vollzeit 39,5 Wochenstunden für das 
Jahr 2022 und 39,0 Wochenstunden ab dem Jahr 2023.  
 
Die Arbeitsverträge der Teilzeitbeschäftigten der Hansestadt Stendal weisen aktuell in 
puncto Arbeitszeit einen prozentualen Anteil einer Vollbeschäftigung aus. Per 01.01.2022 ist 
hierbei jedoch ein prozentual adäquates Absenken der wöchentlichen Arbeitszeit aus 
rechnerischen Gründen nicht möglich, da sich keine gleichbleibende tägliche Sollarbeitszeit 
ergibt. Daher sollen die Verträge der Teilzeitbeschäftigten zum 01.01.2022 angepasst 
werden. Hierbei sollen statt des prozentualen Anteils im Vergleich zur Vollbeschäftigung die 
derzeitigen Wochenstunden vertraglich vereinbart werden.  
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Zum rechnerischen Aspekt kommen weitere Gründe hinzu. So müsste bei einer Absenkung 
der Arbeitszeit zur Erfüllung des Betreuungsschlüssels in den Kindertageseinrichtungen 
weiteres Personal eingestellt werden. Des Weiteren kann mit der Beibehaltung der 
Arbeitsstunden der Teilzeitler das Absinken der Arbeitszeit im Bereich der Vollbeschäftigten 
zumindest etwas abgefedert werden. 
 
In Folge dieser Anpassung des Beschäftigungsumfangs wird auch der Stellenplan 
anzupassen sein. 
 
 
 
 
Klaus Schmotz 
Oberbürgermeister 
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